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Antrag   
der AfD-Fraktion 

Der RBB-Skandal beweist die grundlegende Reformbedürftigkeit des öffentlich-recht-
lichen Rundfunks - die Medienregion Brandenburg und Berlin muss überfällige Än-
derungen beim RBB durchführen und im Länderverbund vorantreiben! 

Der Landtag stellt fest: 
 
Der öffentlich-rechtliche Rundfunk in Deutschland ist reformbedürftig.  
 
Der Landtag möge beschließen: 
 
Die Landesregierung wird aufgefordert:  
 
1. Sich im Kreis der Bundesländer für eine umfassende Reform der öffentlich-rechtli-

chen Rundfunkanstalten einzusetzen, hierfür eine Kommission zu bilden, die ent-

sprechende Vorschläge erarbeiten soll, und dabei zumindest alle parlamentarisch 

repräsentierten Parteien einzubeziehen.  

 
2. Dabei soll die Kommission die Vielzahl der diskutierten Reformvorschläge in Be-

tracht ziehen und bewerten, darunter zumindest, aber nicht ausschließlich:  

  

i. Das Grundfunk-Konzept1 der AfD.  

  

ii. Die Vorschläge der FDP2:  

  

1. Konzentration auf Nachrichten, Kultur, politische Bildung und Dokumenta-

tionen  

2. Absenkung des Rundfunkbeitrags  

3. Reduktion der Zahl der Rundfunk- und Fernsehkanäle  

4. Reduktion von Unterhaltungssendungen und Spielshows  

5. Reform der Aufsicht nach BBC-Modell  

  

iii. Die fünf Forderungen der CDU3.  

 

 

                                            
1 Vgl. https://afd-fraktion.nrw/grundfunk/, abgerufen am 02.09.2022. 
2 Vgl. https://www.fdp.de/sites/default/files/2021-06/FDP_Programm_Bundestagswahl2021_1.pdf, abgerufen am 

02.09.2022.  
3 Vgl. https://www.cdu.de/artikel/fuenf-forderungen-an-den-oeffentlich-rechtlichen-rundfunk-in-der-krise, abgerufen am 

02.09.2022.  
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Begründung: 

Der Skandal um die bisherige Intendantin des Rundfunks Berlin-Brandenburg (RBB), Patri-
cia Schlesinger, die bis vor Kurzem noch ARD-Vorsitzende war, hat erneut bewiesen, wie 
reformbedürftig der öffentlich-rechtliche Rundfunk - nicht nur in Brandenburg und Berlin – 
ist.  

Es gibt bei den anderen ARD-Anstalten derzeit angeblich zwar keine mit dem Fall Schlesin-
ger/RBB vergleichbaren Korruptionsvorwürfe – und der interimsweise ARD-Vorsitzende und 
WDR-Intendant Tom Buhrow versichert, dass ein derartiger Fall dort aufgrund strengerer 
Aufsichtsvorgaben gar nicht möglich wäre -, aber auch die restlichen ARD-Rundfunkanstal-
ten sind vor Skandalen und Verschwendungen nicht gefeit:  

• Das geplante Medienhaus des RBB soll anstatt der ursprünglich kommunizierten 
65 Millionen Euro plötzlich dreimal so viel, d.h. 185 Millionen Euro kosten.4  

• So wurde zum Beispiel die völlig unwirtschaftliche Sanierung des Filmhauses in der 
Kölner Innenstadt von verschiedenen Stellen, sogar von der KEF (Kommission zur Ermitt-
lung des Finanzbedarfs der Rundfunkanstalten), scharf kritisiert.5 Anstatt der ursprünglich 
veranschlagten 130 Millionen Euro soll es nun rund das Doppelte kosten.  

• Im Rahmen der Flutkatastrophe im vergangenen Sommer wurde der WDR für seine 
völlig unzureichende Berichterstattung scharf kritisiert.  

• WDR-Intendant Buhrow, der interimsweise den ARD-Vorsitz von Frau Schlesinger 
übernommen hat, kritisierte die Zustände beim RBB zwar, musste auf Nachfrage aber dann 
zugeben, dass er z. B. mit einem vergleichbar luxuriösen Dienstwagen einschließlich Mas-
sagesessel ausgestattet ist.6  

• Immer wieder ist auch das Gehaltsniveau7 Gegenstand der Kritik. Der WDR ist hier 
in vielen Bereichen trauriger Spitzenreiter. So erhält der Intendant Tom Buhrow rund 
400.000 Euro im Jahr und damit deutlich mehr als alle seine weiteren Kollegen in der ARD. 
Landesrechnungshöfe und die KEF haben die gezahlten Gehälter auf allen Ebenen mehr-
fach kritisiert.  

• Schließlich wird dem öffentlich-rechtlichen Rundfunk von verschiedenen Seiten poli-
tische Einseitigkeit vorgeworfen. Gerade der WDR spielte hier auch in der jüngeren Vergan-
genheit eine eher unrühmliche Rolle, z. B. beim sogenannten „Omagate“.  

                                            
4 Vgl. https://www.focus.de/kultur/medien/patricia-schlesinger-185-millionen-euro-ard-neubau-kostet-ploetzlich-dreimal-

so-viel-wie-geplant_id_121100868.html, abgerufen am 02.09.2022.  
5 Vgl. https://www.ksta.de/koeln/-zweifel-an-wirtschaftlichkeit--wdr-saniert-in-koeln-teurer-als-andere-sender-39859446, 

abgerufen am 02.09.2022.   
6 Vgl. https://www.express.de/panorama/tom-buhrow-ueber-seinen-dienstwagen-7er-bmw-massagesit-
zen105694?cb=1660854543565, abgerufen am 02.09.2022.  
7 Vgl. https://www.express.de/panorama/wdr-und-zdf-gehaelter-deutlich-zu-hoch-41478, abgerufen am 02.09.2022.  
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• Besonders beispielhaft ist hier auch der Gebrauch der sogenannten „Genderspra-
che“, die nach jüngsten Umfragen von zwei Dritteln der Bevölkerung und einer Mehrheit 
quer durch alle Altersklassen und Parteilager abgelehnt wird.8  

Aber weder diese klare Mehrheit noch scharfe Kritik von Fachleuten9 führen bei den öffent-
lich-rechtlichen Anstalten auch nur zu einem vorsichtigen Umdenken. Stattdessen erfinden 
ARD-Moderatoren Wortungetüme wie „IntensivkrankenschwesterIn“.10  

Die veränderten Bedingungen der Medienwelt, insbesondere der unerschöpfliche Reichtum 
an Nachrichtenquellen im Internet, haben gemeinsam mit einer nahezu endlosen Folge ver-
gleichbarer Skandale den öffentlich-rechtlichen Rundfunk in Deutschland in eine handfeste 
Legitimationskrise gestürzt, die die Politik des Aussitzens der Altparteien immer mehr ver-
schärft.  

Während SPD und Grüne völlig unkritisch mit den Rundfunkanstalten umgehen und eher 
noch eine Ausweitung befürworten, geben CDU und FDP zwar zaghaften Reformwillen vor, 
lassen diesen Ankündigungen jedoch keine Taten folgen – wie es etwa die gemeinsame 
Regierungszeit in NRW von 2017 bis 2022 anschaulich verdeutlicht.  

Wie weit man damit von der Mehrheitsmeinung der Bevölkerung entfernt ist, zeigen alle 
Umfragen. Zuletzt forderten 84 Prozent11 eine Abschaffung der Rundfunkgebühr.  

Diesen unübersehbaren Mehrheitswillen der Bürger hat die AfD bereits vor Jahren aufge-
griffen und mit dem „Grundfunk“ ein Konzept vorgestellt, dass die vom Verfassungsgericht 
festgeschriebene „Bestandsgarantie“ mit einer umfassenden Reform und Verkleinerung des 
öffentlich-rechtlichen Rundfunks sowie einer Abschaffung des Rundfunkbeitrags in Einklang 
bringt.  

 

                                            
8 Vgl. https://www.infratest-dimap.de/umfragen-analysen/bundesweit/umfragen/aktuell/weiter-vorbehaltegegen-genderge-
rechte-sprache/, abgerufen am 02.09.2022.  
9 Vgl. https://www.berliner-zeitung.de/news/wissenschaftler-philologen-linguisten-aufruf-gender-debattesprachforscher-

starten-aufruf-gegen-das-gendern-bei-ard-und-zdf-oeffentlich-rechtlicher-rundfunkgender-sternchen-binnen-i-li.252038, 
abgerufen am 02.09.2022.  
10 Vgl. https://www.merkur.de/welt/gendern-wdr-moderatorin-krankenschwesterin-sender-reagiert-sprachecatherine-vo-
gel-debatte-zrw-91729727.html, abgerufen am 02.09.2022.  
11 Vgl. https://www.bild.de/bild-plus/politik/inland/politik-inland/luxus-intendantin-geldverschwendung-verdrehte-fakten-so-

kaputt-sind-die-oeffentl-80921474.bild.html, abgerufen am 02.09.2022. 


